
Nr. 5 / Mai 2006 SOZIALVERBAND DEUTSCHLAND NS   Seite 5

AKTUELL

„Noch ist zu wenigen Men-
schen bekannt, dass sie nicht
unter Schmerzen sterben müs-
sen“, bedauert Edda Schlie-
pack, Vorsitzende des Sozial-
politischen Ausschusses des
SoVD Niedersachsen. Die
schmerzlindernde Medizin, al-
so Palliativmedizin, die ein
würdevolles Sterben ermög-
licht, sei bisher noch vorran-
gig auf einige zum Tode
führende Krankheitsbilder
wie Tumorerkrankungen aus-
gerichtet, so Schliepack. Ster-
ben im Alter betrifft hingegen
Menschen, die an einer viel-
fältigen Kombination von Er-
krankungen und Beeinträchti-
gungen leiden. Sie sterben in
Pflegeheimen oder im Haus-
halt der Familie. 

Der SoVD Niedersachsen ist
dazu im Gespräch mit den
Fraktionen und besuchte am
19. April die von der nieder-
sächsischen FDP ausgerichte-
ten Podiumsdiskussion „Wür-
devolles Sterben – Wunsch
und Wirklichkeit“. Wie kann
ein würdevolles Sterben im
Alter in Pflegeheimen oder zu
Hause aussehen? Wie sieht es
mit Qualifikation und Finan-
zierungsmöglichkeiten aus?
Und wo besteht politischer
Handlungsbedarf?

Die Darstellungen der Refe-
rentinnen und Referenten be-
leuchteten das Thema aus ver-
schiedenen Blickwinkeln.
Über Probleme und Chancen,
im Pflegeheim zu sterben,
sprach Prof. Dr. Karin Wilke-
ning von der Fachhochschule
Braunschweig/Wolfenbüttel:
„Probleme können entstehen,
wenn unzureichende spezielle
palliative Pflegekompetenz im
Heim vorliegt. Schwierig ist
auch die Schmerzbehandlung
bei Demenz. Ein Demenz-
kranker kann nicht äußern, ob
er Schmerzen hat. Dazu kom-
men vielfach unzureichende
Heimseelsorge und unter-
schätzte Angehörigenarbeit.“
Chancen sieht Wilkening in
der oftmals guten Kenntnisla-
ge der Biografien, bei positi-
ven Sterbeszenen und Trauer-
ritualen und durch das Öf-
fentlichmachen von Positiv-
beispielen. In ihren Augen
können Fachtagungen, gute
Beispiele und Kompetenz-
netzwerke helfen, das Sterben
auch als „Heim-Lebensqua-
lität“ zu begreifen.

Ralf Roddau, Geschäftsfüh-
rer eines Pflegeheimes, ging
auf die fehlende Finanzierung
ein. Er zeigte anhand eines
Beispiels, wie die soziale Be-

treuung in Pflegeheimen nur
unzureichend durch das SGB
XI finanziert würde und for-
derte, dass die SGB-VI-Leis-
tungen auch bei Heimen anzu-
bringen sei. „Wir brauchen ei-
ne ganzheitliche Betrach-
tungsweise bei der Sterbebe-
gleitung in Pflegeheimen.“

Die qualifizierte Begleitung

von Sterbenden aus hausärzt-
licher Sicht zeigte der Allge-
meinmediziner Dr. Reinhard
Binder aus Einbeck. „Ein
Hausarzt kennt den Betroffe-
nen und sein Umfeld und kann
mit ihm die Fragen der Le-
bensgestaltung erörtern.“ 

Um die Bedürfnisse der
Sterbenden ging es im Impuls-

referat von Marlies Wegner
vom Celler Netz der Hospiz-
und Palliativbetreuung. „Es
geht um den Erhalt ihrer Pri-
oritäten. Ihre Wünsche und
Motive müssen respektiert
werden. Sie brauchen Rück-
halt und das Einhalten von
Absprachen. Angehörige neh-
men dabei eine wichtige Rolle
ein.“

In ihrem Schlusswort fasste
die Sozialpolitische Spreche-
rin der FDP-Fraktion Gesine
Meißner zusammen: „Die Hos-
pizbewegung ist noch nicht
bekannt genug. Wir brauchen
in Niedersachsen mehr fachli-
che Ausbildung, eine gesetzli-
che Regelung für die Finan-
zierung und auch eine ver-
stärkte Betreuung der An-
gehörigen.

Der SoVD Niedersachsen
setzt sich für den flächen-
deckenden Ausbau der Pallia-
tivmedizin und Hospizbewe-
gung ein.                             SD

Informationen:
Hospiz Landesarbeitsge-
meinschaft Niedersachsen
e.V.
Sachsenring 47
29339 Wathlingen
Tel.: 0 51 44 - 9 21 12
www.hospiz-nds.de

SoVD Niedersachsen nahm an der Podiumsdiskussion „Würdevolles Sterben im Alter“ im Niedersächsischen Landtag teil

„Die Hospizbewegung ist noch nicht bekannt genug“

Sie heißt nun etwas anders,
ist aber weiterhin für alle Rat-
suchenden da: die Patientenbe-
ratung nennt sich nun „Ver-
bund unabhängige Patienten-
beratung e. V.“ Durch den Zu-
sammenschluss verschiedener
Träger aus Patienten-, Ver-
braucher- und Sozialberatung
können Ratsuchende nun noch
stärker profitieren, denn die
Beratung ist durch die verein-
heitlichen Standards und Qua-
litätskriterien sowie regel-
mäßigen Fortbildungen und
Supervision der insgesamt
bundesweit 22 regionalen Be-
ratungsstellen noch viel stärker
an den Bedürfnissen der Pati-
entinnen und Patienten ausge-
richtet.

Elke Gravert, Patientenbera-
terin des SoVD Niedersachsen:
„Die unabhängige Patienten-
beratung ist eine Anlaufstelle
für alle Menschen, ob sie So-
VD-Mitglied sind oder nicht.
Die Art der Umsetzung in der
zweiten Modellprojektphase
beinhaltet die Chance, die Un-
abhängige Patientenberatung
in Deutschland auf Dauer fest
in das Gesundheitswesen zu
etablieren. Patienten und Rat-
suchende sollen nun noch bes-
ser darin unterstützt werden,
durch neutrale Informationen

mehr Eigenverantwortung im
„Gesundheitsdschungel“ über-
nehmen zu können. Dazu
gehören auch die entsprechen-
den Angebote für die sehr un-
terschiedlichen Ratsuchenden
und Patienten.“

Dr. Susanne Angershausen,
Vorsitzende des Verbundes un-
abhängige Patientenberatung:
„Wesentliche Aufgabe der Be-
ratung ist es, die Handlungs-
und Entscheidungskompetenz
von Patientinnen und Patien-
ten zu verbessern.“ So können
Patientinnen und Patienten in
einer unabhängigen Unterstüt-
zungskultur auch in einem im-
mer komplexeren Gesundheits-
wesen souveräne und individu-
elle Entscheidungen treffen,
die auf sie zugeschnitten sind. 

SoVD-Mitglieder und auch
Nicht-Mitglieder können sich
hier beraten lassen, persönlich
mit Termin oder telefonisch:

SoVD Niedersachsen
Patientenberaterin Elke Gra-
vert
Herschelstr. 31
30159 Hannover
Tel.: 0511-70 148 73
E-Mail: elke.gravert@sovd-
nds.de
patientenberatung@sovd-
nds.de

Weiterhin unabhängige Patientenberatung in Niedersachsen

Auch Nicht-SoVD-Mitglieder können
sich beraten lassen

„Auch eine Herausforderung für den Hausarzt“: Dr. Reinhard Binder, links Marlies
Wegner, Diplom-Pflegewirtin

„Noch vor der Sommerpause
soll der Entwurf für ein Landes-
gleichstellungsgesetz in Nieder-
sachsen dem Kabinett vorgelegt
werden“, so Sozialministerin
Mechthild Ross-Luttmann im
Gespräch mit dem Landesbe-
hindertenrat in Hannover. Nach
der Entscheidung wird es zur
Anhörung freigegeben, zu der
neben dem SoVD Niedersachsen
und dem Landesbehindertenrat
weitere Verbände, Institutionen
und Expertinnen und Experten
eingeladen werden, um Stellung
zu beziehen. 

Scharf kritisiert hat der Lan-
desbehindertenrat bereits in die-
sem Gespräch, dass die kommu-
nalen Behindertenbeauftragten
und Behindertenbeiräte nicht in
dem vorliegenden Entwurf
berücksichtigt sind. „Es kann
nicht sein, dass wir uns als
Sprachrohr der Menschen mit
Behinderungen nicht in diesem
Entwurf für ein niedersächsi-
sches Gleichstellungsgesetz wie-
derfinden“, so die Behinderten-
beauftragten und Mitglieder des
Landesbehindertenrates. Nach
der Sommerpause soll das Ge-
setz auf den Weg gebracht wer-
den, kündigt die Ministerin an.
Diese Zeit wollen die Behinder-
tenverbände nutzen, um den
Entwurf einzusehen, zu überar-

beiten und Positionen zu bezie-
hen, so Edda Schliepack, Vorsit-
zende des Sozialpolitischen Aus-
schusses und Vertreterin des So-
VD Niedersachsen im Landes-
behindertenrat.

Neben dem Landesgleichstel-
lungsgesetz standen das Lan-
desblindengeld, die Integrati-
onsfachdienste und das Persön-
liche Budget im Mittelpunkt des
Gespräches. In einer Anhörung
Ende April wird die verfas-
sungsrechtliche Seite des Volks-
begehrens zum Landesblinden-
geld erörtert, an der auch der
SoVD Niedersachsen teilnimmt.
Die Entscheidung, ob das Volks-
begehren genehmigt wird, will
der Ministerpräsidenten Christi-
an Wulff Ende Mai treffen. 

Die Ministerin kündigte ferner
an, dass für 2006 das Fortbeste-
hen der Integrationsfachdienste
sichergestellt ist. Für eine Wei-
terführung im Jahr 2007 müssen
Lösungen gefunden werden. Ge-
spräche mit Expertinnen und
Experten laufen derzeit. 

Der Abschlussbericht zum
Persönlichen Budget für Men-
schen mit Behinderungen liegt
nun vor. Flächendeckend soll das
Persönliche Budget in Nieder-
sachsen eingeführt werden.
Hierfür werden noch weitere
Budgetnehmerinnen und Bud-
getnehmer gesucht. Der SoVD
Niedersachsen wird die Weiter-
führung des Persönlichen Bud-
gets in Niedersachsen unterstüt-
zen.

Zum Abschluss des Ge-
spräches ging Ministerin Ross-
Luttmann auf die Pro Aktiv-
Zentren und Mehrgenerationen-
häuser ein. Hier soll geprüft wer-
den, wie zugänglich diese sind,
damit auch Menschen mit Be-
hinderungen sie erreichen und
nutzen können. Ob Mehrgenera-
tionenhäuser genehmigt wer-
den, soll künftig von der Barrie-
refreiheit nach dem Bundes-
gleichstellungsgesetz abhängig
gemacht werden.    
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Sozialministerin Mechthild Ross-Luttmann zu Gast beim Landesbehindertenrat

Entwurf für ein Landesgleichstellungsgesetz liegt vor

Niedersachsens Sozialministerin Mecht-
hild Ross-Luttmann


